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2014 – Was bringt uns das neue Jahr?

Dietmar Schilff beim Landesdelegiertentag�
� Foto: HH

Fortsetzung auf Seite 2

Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Egal, was in den nächsten 365 Tagen 

auch passieren mag, die GdP wird wei-
terhin die Interessen der Menschen in 
der Polizei nach innen und nach außen 
vertreten. Dabei ist schon jetzt abzuse-
hen, dass der Polizei wieder einmal viel 
abverlangt wird. Sei es bei Fußballspie-
len, Demonstrationen oder Aufmär-
schen extremistischer Gruppierungen. 
Zudem stehen am 25. Mai 2014 die 
Wahlen zum Europäischen Parlament – 
mit Wahlkampfaktionen und Info-Stän-
den in den Fußgängerzonen – an. Dar-
über hinaus erwartet uns vom 12. Juni 
bis 13. Juli die Fußballweltmeister-
schaft in Brasilien, die uns beim Public 
Viewing (insbesondere bei Spielen mit 
deutscher Beteiligung) fordern wird. 
Und es gibt natürlich noch die tagtägli-
che Arbeit, die bewältigt werden muss. 
Diese für die Gesellschaft so elementa-
re Tätigkeit im Bereich der Inneren Si-
cherheit wird von Menschen mit Ängs-
ten, Bedürfnissen und Gefühlen ge- 
leistet. Sie müssen wieder mehr Beach-
tung finden, denn die Belastungen der 
Polizeibeschäftigten, die durch den 
Dienst verursacht werden, sind erheb-
lich. Sei es durch gefährliche Einsätze 
wie gewalttätige Demonstrationen 
oder auch ganz normale ESD-Einsätze, 
durch große Ermittlungsverfahren und 
dabei eingeschränkte Handlungsspiel-
räume, wie bei der Bekämpfung der 
Cyberkriminalität, bei bedrückenden 
Tätigkeiten – zum Beispiel bei der 
Durchsicht von tausenden Kinderpor-
nodateien – oder bei der Aufnahme von 
Verkehrsunfällen bis hin zur Übermitt-
lung von Todesnachrichten. Ebenso die 
Gefühle von Kolleginnen und Kollegen 
aus dem Verwaltungs- und Tarifbe-
reich, die keine Aufstiegsperspektive 
besitzen und manchmal gerade ein 
bisschen mehr im Portemonnaie haben 
als den derzeit vieldiskutierten Min-
destlohn von 8,50 Euro. 

Diese Themen sprechen wir fortlau-
fend an, sie sind der Politik und der 
Öffentlichkeit bekannt und hier sollte 
es eigentlich auch keine zwei Meinun-
gen geben. Warum wird dann aber 
von einigen in der Politik oder in den 
Führungsebenen der Eindruck vermit-

telt, dass man als Interessenvertretung 
mit den berechtigten Forderungen im-
mer noch Bittsteller ist? Das Gemein-
wesen, unsere Bildung, die Sicherheit, 
die Daseinsvorsorge werden im Ver-
bund der verschiedenen Beschäftig-
tengruppen des öffentlichen Dienstes 
(ö. D.) aufrechterhalten, dazu gehört 
selbstverständlich die Polizei. Warum 

also geht die Politik immer wieder so 
schlecht mit den Beschäftigten um? 
Medaillen und Dankesworte sind das 
eine, Anerkennung und Wertschät-
zung der Arbeit bemisst sich jedoch 
auch finanziell. Hier mangelt es er-
heblich. Der Abstand zwischen den 
ausgehandelten Löhnen in der freien 
Wirtschaft gegenüber denen der Tarif-
beschäftigten im ö. D. ist auf zirka 
zehn Prozent angewachsen. Mit Blick 
auf die Beamtinnen und Beamten stellt 
sich diese Lücke sogar noch größer 
dar, sie liegt bei ungefähr 15 Prozent. 
Die Öffnungsklausel im Vorfeld der 
Föderalismusreform II von 2003 war 
der Anfang allen Übels. Wir brauchen 
eine „Reföderalismusreform“, damit 
gleiche Arbeit auch wieder gleich be-
zahlt wird.

Diese Einsparwut auf dem Rücken 
der Beschäftigten zeigt sich übrigens 
unabhängig von der politischen Far-
benlehre.

Warum ist das so? Sind die arbeiten-
den Menschen im ö. D. Beschäftigte 
zweiter Klasse? Ist die Möglichkeit für 
den beamteten Bereich, seine Interes-
sen durchzusetzen, zu gering, weil er 
auf  das Wohlwollen der Mächtigen in 
der Politik angewiesen ist? Warum ha-
ben denn Beamte/-innen kein Streik-
recht wie in vielen europäischen Län-
dern oder echte Verhandlungsrechte? 
Offenbar deshalb, damit man sie wei-
ter an der kurzen Leine halten kann! 
Die Beschäftigten sind allerdings kei-
ne „Leibeigenen“. Warum sieht die 
Politik nicht endlich ein, dass es eine 
Entwürdigung der Arbeitsleistung ist, 
wenn eine Gruppe immer wieder Son-
deropfer bringen soll? 

Ich nenne das Beamtenmobbing – 
und damit muss endlich Schluss sein! 
Ich kann den Verantwortlichen nur 
dringend raten, die Menschen im öf-
fentlichen Dienst endlich ernst zu neh-
men. Das Argument des sicheren Ar-
beitsplatzes zieht nämlich nicht mehr 
allzu sehr. Große Firmen werden 
Schulabgängern künftig Angebote 
machen, mit denen der öffentliche Ar-
beitgeber, wenn es so bleibt, nicht 
mehr konkurrieren kann. Hier gibt es 
dringend Änderungsbedarf.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
vor genau einem Jahr haben wir 

in der Januarausgabe der GdP-Zeit-
schrift unsere Forderungen zur 
Landtagswahl und die Antworten 
der politischen Parteien ausführlich 
dargestellt. Dort kann nachgelesen 
werden, was wir gefordert haben. 
Was ist seitdem passiert und was 
wurde umgesetzt – oder soll 2014 
umgesetzt werden? Das ist schon ei-
niges:

1. Abschaffung des begrenzenden 
A11-Erlasses, dadurch wieder die 
Möglichkeit für alle Exekutivbeamten/ 
-innen, A 11 zu erhalten.

2. 1500 zusätzliche Beförderungen, 
750 nach A 10 und 750 nach A 11
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3. Stellenhebungen im Verwaltungs-
beamten/-innen Bereich

4. Zusätzliche Fortbildungsmöglich-
keiten im Tarifbereich

5. Wegfall der Direktversetzungen
6. Volle Anrechnung der seit 2005 

angefallenen Bereitschaftszeiten bei 
Castortransporten und grundsätzliche 
100-prozentige Anrechnung in der Zu-
kunft bei allen geschlossenen Einsät-
zen

7. Einsetzung einer AG Verwaltung, 
mit dem Ziel, die Perspektiven für Ver-
waltung und Tarif zu verbessern

8. Einsetzung einer AG Beurteilung, 
mit dem Ziel, das derzeit ungerechte 
und unbefriedigende Verfahren zu ver-
bessern

9. Einbringung eines Gesetzentwur-
fes für die Entsendung von niedersäch-
sischen Kolleginnen und Kollegen zu 
Auslandsmissionen

10. Einbringung eines Gesetzent-
wurfes für die Verbesserung des Perso-
nalvertretungsgesetzes mit stärkerer 
Mitbestimmung

11. Verstärkte Investitionen in Ge-
bäude und Liegenschaften.

Dies sind alles Erfolge, die aus-
schließlich aufgrund der GdP-Forde-
rungen und anschließend dauerhafter 
konstruktiver Gespräche seit der Kon-
stituierung der Landesregierung am 
19. Februar 2013 konkretisiert wur-
den. Daneben hat die GdP mit einer 
Vielzahl von Mitgliedern diesen For-
derungen auch bei Demonstrationen 
Nachdruck verliehen. Während ande-
re alles schlechtreden und Wasser in 
den Wein gießen wollen, handelt die 
GdP für die Verbesserung der Situati-
on in der Polizei.

Die Erwartungen an die Landesre-
gierung, die seit fast einem Jahr agiert, 
und an die Regierungsfraktionen von 
SPD und Grünen sind aber auch zu-
künftig groß und einiges muss trotz 
Schuldenbremse und Haushaltsres-
triktionen noch im Sinne der Polizei 
passieren. Die Notwendigkeiten ha-
ben Rot-Grün in Oppositionszeiten 
selbst skizziert und Abhilfe verspro-
chen, beziehungsweise die Prüfung 
zugesagt. Neben der Forderung nach 
Wiedereinstieg in eine Sonderzahlung 
erwartet die GdP schon seit langer 
Zeit die Prüfung nach Rückkehr zur 
Heilfürsorgen. Dies haben wir im Vor-
feld der Haushaltsberatungen 2014 
noch einmal allen Fraktionen über-
sandt. Nach unseren Berechnungen ist 
dies ohne erhebliche finanzielle Mehr-

belastungen möglich und würde alle, 
die keine Heilfürsorge mehr haben, 
stark entlasten.

Es gibt neben strukturellen und fi-
nanziellen Verbesserungen aber auch 
darüber hinaus viel zu tun im Bereich 
der Inneren Sicherheit:

– Bei der Cyberkriminalität muss 
die Polizei personell und technisch 
erheblich besser ausgestattet wer-
den. Unser Positionspapier haben 
wir im Juni 2013 an Ministerpräsi-
dent Weil und Innenminister Pistori-
us übersandt und diesbezüglich am 
19. Dezember 2013 einen Fachaus-
tausch mit dem Landespolizeipräsi-
dium und dem LKA durchgeführt.

– Eine individuelle Kennzeichnung 
unserer Kolleginnen und Kollegen ist 
mit der GdP auf keinen Fall zu machen. 
Das betrifft auch eine ausschließlich für 
die Polizei einzurichtende Beschwer-
destelle.

– Daneben benötigen wir zukünftig 
ausreichend Personalnachersatz (pro 
Jahr mindestens 700 Neueinstellun-
gen). 

– Wir brauchen eine neue Personal-
politik ohne quotierte Beurteilungen 
und unabhängig davon darf niemand 
mehr aus der Polizei mit A 9 in Ruhe-
stand gehen! 

– Es müssen dringend mehr Perspek-
tiven für den Tarif- und Verwaltungs-
bereich geschaffen werden. 

– Es muss noch einmal intensiv die 
Umorganisation 2003/2004 betrachtet 
werden.

– Polizeiarbeit ist Teamarbeit aller 
Aufgabenbereiche in der Organisation. 
Eine Spaltung ist mit uns nicht zu ma-
chen! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
an diesen Ausführungen wird deut-

lich, dass eine starke GdP und GdP-
geführte Personalvertretungen wichti-
ger denn je sind. Sämtliche Kollegin-
nen und Kollegen, die dies lesen, 
sollten andere ansprechen, die immer 
noch nicht Mitglied unserer Solidarge-
meinschaft sind. Sie alle profitieren 
von den durch die GdP erzielten Erfol-
gen, sei es von erkämpften Tarif- und 
Besoldungserhöhungen, durch ver-
besserte Rahmenbedingungen oder 
zusätzliche Beförderungsmöglichkei-
ten.  Im Namen der GdP Niedersach-
sen wünsche ich allen aktiven und 
ehemaligen Beschäftigten der nieder-
sächsischen Polizei sowie allen Ange-
hörigen ein gesundes und zufriedenes 
neues Jahr. 

Euer Dietmar Schilff,                                 
GdP-Landesvorsitzender

Gut,
dass es

sie gibt.
Gewerkschaft der Polizei
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NACHBERICHT LANDESDELEGIERTENTAG 2013

Resolution „Kompetenz durch Vielfalt“

Der Geschäftsführende Landesvorstand (GsV) zu Beginn des 30. Landesdelegiertentages.

Das Plenum des Delegiertentages

Dietmar Schilff dankt der ausgeschiedenen 
Waltraut Thyssen für ihre Arbeit im GsV.

Die Verhandlungsleitung des 30. Landesdele-
giertentages.� Fotos: HH/CH

Der 30. Delegiertentag der GdP 
Niedersachsen hat unter dem Titel 
der Veranstaltung eine Resolution 
für die Amtszeit 2013 bis 2017 verab-
schiedet. Sie zeigt die Leitfragen und 
-linien der gewerkschaftlichen Ar-
beit auf und wird hier in kurzen Aus-
schnitten dargestellt:

„Was zeichnet unsere Gesellschaft 
aus? Wo soll es hingehen mit der Poli-
zei? Wie sind Gewerkschaften zukünf-
tig aufgestellt? Unsere Gesellschaft, 
unsere Gemeinschaft, unser Zusam-
menleben verändern sich stetig. […] 
Die Menschen in der Polizei bekom-
men es als erstes und dauerhaft mit, 
wenn etwas in unserer Gesellschaft 
nicht stimmt. Die Polizei ist sozusagen 
der gesellschaftliche Seismograph. […] 

Wie wirken sich die gesellschaftli-
chen Veränderungen auf die Arbeits-
welt und wie konkret auf die der Polizei 
aus? Wie sieht die Rolle der Polizei zu-
künftig aus? Werden wir für die anste-
henden Aufgaben genügend qualifi-
ziertes Personal bekommen, welche 
technischen Notwendigkeiten brau-
chen wir? Wie steht es um die Verein-
barkeit von Familie und Beruf, wie um 
die Regenerationszeite? Dies sind si-
cherlich zukünftig wichtige Qualitäts-
merkmale für die Berufswahl. 

Die Gewerkschaft der Polizei ist be-
sorgt über die gestiegene Gewalt ge-
genüber unseren Kolleginnen und Kol-
legen. Doch obwohl das Ansehen der 
Polizei in der Bevölkerung insgesamt 
beständig hoch bleibt, ist die Anerken-
nung der polizeilichen Arbeit durch be-
stimmte Kreise leider gesunken. Auch 
hier spielt gute Bildung künftig eine 
entscheidende Rolle. Die GdP ist gut 
aufgestellt, die Mitgliederzahlen wach-
sen, wir sind das Sprachrohr bei Politik, 
Medien und stehen im Diskurs mit ge-
sellschaftlichen Gruppierungen. […] 

Durch kompetente und fachkundige 
Kolleginnen und Kollegen, die ihr vielfäl-
tiges Know-how in die Vertrauensleute- 
und Vorstandsarbeit sowie in die GdP-
Fachausschüsse und Personengruppen 
einbringen, besteht der Kontakt zur poli-
zeilichen Basis und wir sind in polizeili-
chen und gesellschaftlichen Fragen 
grundsätzlich sprachfähig. Und die GdP 
spricht für die gesamte Polizei, nicht nur 
für eine bestimmte Sparte. Deshalb ist sie 
anerkannt und für die Kolleginnen und 
Kollegen erfolgreich. Kompetenz durch 
Vielfalt, das ist auch für die GdP unum-
stößliches Prinzip.“�  Red.
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EuGH entscheidet – Bewegung bei der Feststel-
lung der Altersdiskriminierung der Besoldung

Eine Entscheidung des Europäi-
schen Gerichtshofes (EuGH) zur Al-
tersdiskriminierung der Besoldung 
rückt näher. Der Generalanwalt 
beim EuGH hat am 28. 11. 2013 sei-
ne Schlussanträge zu der Frage, ob 
die Besoldung nach dem Bundesbe-
soldungsgesetz in der Fassung vor 
dem 31. 8. 2006 altersdiskriminie-
rend ist, vorgelegt. Mit einer Ent-
scheidung ist voraussichtlich Ende 
des I. Quartals 2014 zu rechnen. 
Auch für das Jahr 2013 sollte das 
Musterschreiben der GdP verwen-
det werden.

Bereits im letzten Jahr hat die GdP 
darüber informiert, dass die Frage 
der Altersdiskriminierung der Besol-
dung dem Europäischen Gerichtshof 
(EuGH) vorliegt. Hintergrund des 
Verfahrens ist eine Vorlage des VG 
Berlin, mit der dieses zum einen die 
Frage der Altersdiskriminierung aber 
auch die der Fortsetzung einer sol-
chen bei der Überleitung in ein eige-

nes Landesbesoldungssystem unions-
rechtlich überprüfen lassen will. Die 
Anträge des Generalanwaltes emp-
fehlen, festzustellen, dass die Zuord-
nung zu Dienstaltersstufen in der ge-
genständlichen Fassung des Bundes- 
besoldungsgesetzes sich maßgeblich 
nach dem Lebensalter richten, so, 
dass lebensjüngere Beamte trotz glei-
cher Qualifikation allein aufgrund ih-
res Alters eine geringere Besoldung 
erhielten als lebensältere Beamte. 
Diese Ungleichbehandlung sei nicht 
durch ein sozialpolitisches Ziel – etwa 
die Anerkennung von Berufserfah-
rung – gerechtfertigt und deswegen 
als Diskriminierung anzusehen. Bei 
einer Feststellung des EuGH, dass 
eine Diskriminierung vorliegt, wird 
die Klärung der Folgen und Festle-
gung der Maßnahmen zur Wieder-
herstellung der Gleichbehandlung 
voraussichtlich wieder den nationa-
len Gerichten und Gesetzgebern 
überantwortet. 

Alle Kolleginnen und Kollegen 
sollten auch für das Jahr 2013 vom 
Musterschreiben der GdP Gebrauch 
machen, um eventuelle Ansprüche zu 
sichern.

Das aktualisierte Musterschreiben 
für 2013 findet sich auf der GdP-Web-
seite.� Red.

Verlinkung zur Webseite. QR-Code zum 
Einscannen für das Smartphone.

SPORT

Die GdP Niedersachsen hat Hanno-
ver 96 und Eintracht Braunschweig 
per Brief sowie über die Medien zu 
einschneidenden Maßnahmen gegen 
die Gewalttäter des Niedersachsen-
Derbys vom 8. November 2013 aufge-
fordert. In der Landeshauptstadt war 
es dabei zu Angriffen auf Polizei- und 
Ordnungskräfte, zum Gebrauch von 
Pyrotechnik im Stadion und zur Ver-
wendung von Hassparolen gekom-
men.

„Die beiden Vereine und ihre Mann-
schaften müssen sich dauerhaft von 
Personen distanzieren, die beim Fuß-
ball Hass schüren und Straftaten bege-
hen. Solche Menschen brauchen wir 
nicht in den Stadien“, forderte der 
GdP-Landesvorsitzende Dietmar Schilff 
unmittelbar nach dem Spiel. „Die GdP 
ist es endgültig leid, immer wieder ver-
letzte oder beleidigte Kolleginnen und 
Kollegen beklagen zu müssen! 14 ver-
letzte Polizistinnen und Polizisten wa-

„Rote Karte“ gegen Hass und Gewalt 
beim Fußball

ren zu konstatieren. So macht Fußball 
keine Freude mehr.“ Allein der Einsatz 
von mehr als 2000 Ordnungsdiensten 
und Polizei habe verhindert, dass es 
nicht zu schwereren Verletzungen ge-
kommen sei. Nur wenige Tage nach 
dem Schreiben der GdP reagierte als 
erstes Hannover 96 auf die Forderun-
gen der GdP. Präsident Kind sicherte 
schriftlich zu, konsequente Entschei-
dungen zu treffen. Unter anderem sei 
die Mannschaft im Falle von Gewaltan-
wendung, Pyrotechnik-Gebrauch oder 
Hassparolen aus dem Fanbereich von 
der Vereinsführung angewiesen wor-
den, diese Bereiche der Arena nach 
den Spielen zu meiden.

Die GdP unterstützt zudem bestimm-
te Veränderungen bei Auswärtsfahr-
ten. Kurz vor der Innenministerkonfe-
renz (IMK) vom 4. bis 6. Dezember 
2013 in Osnabrück hatte der amtieren-
de Vorsitzende, Niedersachsens Res-
sortchef Boris Pistorius, das niederlän-

dische Modell als Orientierung 
vorgeschlagen. Danach würden anrei-
sende Anhänger des Gastvereins ihre 
Eintrittskarten erst nach persönlicher 
Identifizierung am Spielort erhalten. 
Zudem müssten sie eine geregelte An-
reise wie zum Beispiel in Sonderbussen 
nachweisen.

„Uns ist jede gute Idee willkommen, 
die potenzielle Gewalttäter von Fuß-
ballspielen fernhält. Wichtig ist, dass 
die unerträglichen Angriffe auf die Po-
lizei, auf Sicherheitskräfte und andere 
endlich gestoppt werden und die fried-
lichen Fans weiter ihren Lieblingssport 
erleben können“, sagte der GdP-Lan-
desvorsitzende. „Wenn es in der nie-
derländischen Ehrendivision positive 
Entwicklungen durch die veränderte 
Ticket-Vergabe gibt, die sich auf die 
Bundesliga übertragen lassen, sollten 
die Verbände und Vereine hierzulande 
den Vorschlag des IMK-Vorsitzenden 
umsetzen“, regte Schilff an.� Red.
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Plötzlich pensioniert – was nun?
Unter diesem Motto haben die Be-

zirksgruppen Oldenburg und Lüne-
burg im November in Jeddingen un-
ter Leitung des Kollegen Walter 
Meinders jetzt schon zum dritten Mal 
ein Seminar für künftige Pensionäre 
und Rentner durchgeführt.

Die Zeit der Pensionierung oder 
Rente kommt, sie steht in jeder Perso-
nalakte, doch oft kommt dieser Tag 
schneller als gedacht. Dann stellen 
sich die Fragen, die vorher keine oder 
eine lange vergessene Rolle gespielt 
hatten. Fragen nach rechtlichen As-
pekten der Besoldung/Rente, der Bei-
hilfe und nach Versicherungen. Aber 
auch die persönlichen Aspekte die 
mit dem neuen Lebensabschnitt ein-
hergehen, sind nicht minder interes-
sant. Was mache ich mit all der Frei-
zeit?

Diese und weitere Fragen sollten in 
den zwei Tagen des Seminars in Jed-
dingen besprochen werden. Den Kol-
leginnen und Kollegen sollte die Ge-
legenheit gegeben werden, sich 
miteinander auszutauschen. Inhaltli-
che Unterstützung lieferten dabei die 
Referentinnen und Referenten. Frau 

Die Teilnehmer des Seminars.� Foto: Walter Meinders 

Janssen von der OFD gab Hinweise 
zur Beihilfe und Frau Gunga von der 
OFD zum Ruhegehalt. Von Herrn 
Kasperczyk von ver.di wurden steuer-
rechtliche Besonderheiten erläutert, 
und abgerundet wurden die Themen 
von Frau Beumer von der Deutschen 
Rentenversicherung. Herr Krause-Fi-
scher von der RBS der PD Oldenburg 
betrachtete das Thema unter der Fra-
gestellung, wie man die Zeit nach 
dem aktiven Dienst organisiert und 
hatte viele nützliche Tipps. Der Kolle-
ge Borsum, schon über 14 Jahre pen-

sioniert, berichtete zusammen mit 
seiner Frau Marion von ihren Erleb-
nissen und Erfahrungen mit der Pen-
sionierung. Unser neuer Landesseni-
orenvertreter, Erwin Jark, zeigte die 
Vorteile der GdP für Pensionäre auf 
und stellte dabei besonders die Infor-
mationen (APS) für Senioren im Mit-
gliederbereich der Homepage der 
GdP (Bund) vor. Das Interesse der 
Kolleginnen und Kollegen war riesig 
und die Resonanz sehr positiv.

�
Walter Meinders

Anzeige
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Dunkelfeldstudie des LKA Niedersachsen
Die hohe Rücklaufquote der vom 

LKA Niedersachsen durchgeführten 
Dunkelfeldstudie, in der 30 Prozent 
der Befragten zugeben, Opfer von 
Straftaten geworden zu sein, zeigt 
eindeutig, dass die Innere Sicher-
heit kein Randthema sein und nicht 
für parteipolitische Auseinanderset-
zungen missbraucht werden darf. 
Die wertvollen Erkenntnisse, die ge-
wonnen werden konnten, müssen 
jetzt einer intensiven Bewertung un-
terzogen werden und in klaren 
Handlungsstrategien münden.

Dietmar Schilff: „Die vorgelegten 
Ergebnisse belegen deutlich, dass 
die bislang ausschließlich erhobene 
polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) 
solche wichtigen Daten nicht liefern 
konnte und in ihrem Wert für die po-
lizeiliche und auch politische Arbeit 
immer erheblich überschätzt wurde. 
Damit wird aber auch die jahrelange 
Kritik der GdP an der einseitigen Fi-
xierung auf die Aufklärungsquote 
bestätigt.“

Positiv ist, dass das Vertrauen in 
die Polizei nach wie vor hoch ist. Vor 
diesem Hintergrund ist ein politi-
scher Diskurs, der auf einem Miss-
trauensverdacht basiert, nicht ange-
bracht und zeigt, dass die 
Forderungen nach einer polizeiinter-
nen Beschwerdestelle und individu-
eller Kennzeichnung von Polizeibe-
amten nicht mit einer realen 
Notwendigkeit begründet werden 

können. Dazu gehört aber auch, dass 
politische Entscheidungen unerläss-
lich sind, die sicherstellen, dass der 
Polizeiberuf attraktiv bleibt und ge-
nügend Nachwuchs begeistert wer-
den kann. Dies umfasst neben positi-
ven Rahmenbedingungen aber auch 
die finanzielle Bewertung der zu 
leistenden Tätigkeiten in ihrer Ge-
samtheit. Es darf auch nicht verkannt 
werden, dass pro Jahr 700 Neuein-
stellungen – für die geeignete Be-
werber gefunden werden müssen – 
notwendig sind, um die feststehenden 
12 000 Pensionierungen von Polizei-
beamten/-innen bis zum Jahr 2030 
zu kompensieren.

Die Erkenntnis, dass es ein er-
schreckend geringes Anzeigeverhal-
ten der Bürger/-innen gibt, muss in-
tensiv bewertet und in gezielten 
Kampagnen dargestellt werden, dass 
die Bereitschaft, Straftaten zur An-
zeige zu bringen, unerlässlich für 
eine effektive polizeiliche Arbeit ist. 
Nur so kann sichergestellt werden, 
dass die Polizei Brenn- und Schwer-
punkte erkennen und dort reagieren 
kann. Um den Betroffenen das dafür 
erforderliche Vertrauen zu vermit-
teln, muss die Politik stärker als bis-
her auch das subjektive Sicherheits-
empfinden der Bevölkerung zur 
Kenntnis nehmen, welches teilweise 
eklatant von der objektiven Sicher-
heit abweicht.

„Für die GdP sind die gewonne-
nen Daten zur IT-Kriminalität nicht 

überraschend. Sie bestätigen die 
Forderungen nach Initiativen im Ver-
bund mit Anbietern und Nutzern, um 
die Kriminalitätserscheinungen in 
diesem Bereich eindämmen zu kön-
nen, und  zeigen, dass hierzu auch 
eine seit langem überfällige klare 
Regelung zur Vorratsdatenspeiche-
rung gehört,“ so der Landesvorsit-
zende Dietmar Schilff.

Insbesondere im ländlichen Be-
reich müssen Prävention und polizei-
liche Präsenz ausgebaut werden. 
Kontraproduktiv ist dafür Personal-
abbau bei der Polizei. Entscheidend 
ist vielmehr der Blick über den Tel-
lerrand auch in den kommunalen Be-
reich. Hier hat die GdP bereits zur 
Kommunalwahl 2011  den Fokus auf 
die Berücksichtigung der Arbeit der 
örtlichen Präventionsräte und die 
rückhaltlose Unterstützung von 
Stadtentwicklungen im Sinn kom-
munaler Kriminalprävention gefor-
dert. Die Bestätigung hierfür zeigt 
sich beispielsweise in der Erkennt-
nis, dass die Frage von Beleuchtun-
gen in Städten in der Abwägung von 
Kosten und Nutzen eine deutliche 
Notwendigkeit von helleren Kom-
munen für mehr Sicherheit zeigt. In 
diesen Komplex gehört auch die kri-
minalitätsunterbindende Organisati-
on des Personennahverkehrs sowohl 
im öffentlichen als auch im gewerbli-
chen Bereich wie den Nachttaxen.

� Red.

DEMONSTRATION

Tannenbaumaktion
 Auch 2013 haben Feuerwehrleute, 

Polizeibeschäftigte und andere Berufs-
gruppen des öffentlichen Dienstes wie-
der gegen die Streichung des Weih-
nachts- und Urlaubsgeldes protestiert. 

Die DGB-Gewerkschaften machten 
damit am 13. Dezember an der Feuer-
wache 1 in Hannover, vor dem Rat-
haus der Landeshauptstadt und vor 
dem Niedersächsischen Landtag ih-
rem Unmut über den Umstand Luft, 
dass es bereits seit 2005 keine Son-
derzahlung mehr für Polizeibeamtin-
nen und Polizeibeamte sowie für viele 

andere Berufsgruppen gibt, die im 
Landesdienst tätig sind. „Wir gehen 
so lange auf die Straße, bis die verant-
wortliche Politik das Weihnachtsgeld 
endlich wieder einführt“, sagte der 
GdP-Landesvorsitzende Dietmar 
Schilff während der Demonstration. 

� Foto: GdP-Archiv
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Termincheck
 GdP Bepo Braunschweig

Die GdP-Kreisgruppe Bereitschafts-
polizei lädt zur Jahreshauptversamm-
lung am Dienstag, 25. 2. 2014, ab 15.30 
Uhr in die alte Kantine (heute K 4, K 5) 
alle Kreisgruppenmitglieder herzlich 
ein. Im Anschluss an die Veranstaltung 
wird ein Essen gereicht. Anmeldungen 
bitte an Manfred Gehrke, 05 31-4 76 49 11, 
oder Bernd Pahl, 05 31-4 76 49 94.

� Bernd Pahl

JHV der KG Goslar
Die Kreisgruppe Goslar führt ihre 

diesjährige Jahreshauptversammlung 
am Donnerstag, 23. 1. 2014, ab 15.30 
Uhr in der Aula des Dienstgebäudes 
der Polizeiinspektion Goslar, Hein-
rich-Pieper-Str. 1, durch.

Hierzu sind alle Mitglieder/-innen 
der Kreisgruppe ganz herzlich ein-
geladen. Im Mittelpunkt wird der 
gewerkschaftliche Situationsbericht 
nach der Landtagswahl 2013 stehen. 
Insbesondere sollen die Erfolge der Ge-
werkschaft der Polizei, die für die Kol-
leginnen und Kollegen erzielt wurden, 
aber auch der Blick in die Zukunft dar-
gestellt werden. Weiter sollen einige 

Mitglieder für ihre langjährige Ge-
werkschaftszugehörigkeit geehrt wer-
den. Im Anschluss an den offiziellen 
Teil findet ein gemütliches Beisammen-
sein für alle Anwesenden statt. In die-
sem Rahmen lädt die Kreisgruppe zu 
einem rustikalen Grünkohlessen ein. 
Der besseren Übersicht wegen werden 
die Mitglieder gebeten, ihre Teilnahme 
bis zum 16. 1. 2014 bei Herbert Brauer, 
Tel.: 0 53 23-9 41 10-1 22 oder Ulrich 
Munschke unter Tel.: 0 53 21-3 39-3 54 
mitzuteilen.
Herbert Brauer, Vorsitzender KG Goslar

Berichte 
JHV der KG Oldenburg-Land 

Am 31. 10. 2013 fand in der Gast-
stätte „Altes Posthaus“ in Ahlhorn 
die Jahreshauptversammlung der 
Kreisgruppe Oldenburg-Land statt. 
Der Vorsitzende der Bezirksgruppe, 
Jörg Mildahn, berichtete über die 
aktuellen Entwicklungen auf Lan-
desebene. Er sei an dieser Stelle 
kurz über die Sinnhaftigkeit von 
Gewerkschaftsarbeit sinngemäß zi-
tiert: „Wenn einer Visionen haben 
sollte, dann wir!“ Als Mitglied der 
Kreisgruppe nahm der Leiter des PK 

Wildeshausen, der Kollege Markus 
Voth, erstmalig an dieser Jahres-
hauptversammlung teil. Der Vor-
stand wurde von der Versammlung 
im Amt bestätigt. Das Amt des Kas-
senwartes ging von Volker Bauer 
auf Jörn Tellmann über. An dieser 
Stelle sei unser Dank an den Kolle-
gen Bauer für die geleistete Arbeit 
und an den Kollegen Tellmann zur 
Übernahme des neuen Amtes aus-
gesprochen.

Für ihre langjährige Mitgliedschaft 
wurden geehrt:

Gerold Lucht für 40 Jahre
Lutger Nietfeld für 25 Jahre
Willi Niehoff für 25 Jahre
Oliver Free für 25 Jahre
Im Nachgang zur Jahreshauptver-

sammlung bat der Kollege Lucht dar-
um, den Geldwert seines mit der Eh-
rung verbundenen Präsentes an 
folgende Aktion zu spenden:

Aktion-Deutschland-Hilft
Bank für Sozialwirtschaft
Kto. 102 030
BLZ 370 205 00
Stichwort Taifun Haiyan
Die Kreisgruppe schloss sich die-

sem Wunsch an und erhöhte den 
Spendenbeitrag aus der Kreisgrup-
penkasse.� Manfred Rautenberg 

Anzeige
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JHV der KG Göttingen – 
„Politik im Wandel“

Unter diesem Motto veranstaltete 
die Kreisgruppe Göttingen ihre dies-
jährige Jahreshauptversammlung. 
Kreisgruppenvorsitzender Michael 
Bersenkowitsch schilderte, wie er den 

Von links: Guido Schwarze, Harald Calsow, Stephan Bartels, Ortwin Beck, Dieter Endler, 
Dietmar Schilff, Friedrich Wilhelm Hillemann, Michael Bersenkowitsch, Kuno Meyer.

positiven Wandel des Umgangs von 
Politik und Polizei miteinander wäh-
rend einer ersten Zusammenkunft 
hautnah erlebt hat. Harald Calsow, 
Vorsitzender der Bezirksgruppe PD 
Göttingen, zitierte in seinem Gruß-
wort einen Ausspruch des PHPR-Vor-
sitzenden Martin Hellweg: Es herr-

sche „ein in der Atmosphäre völlig 
veränderter Umgang miteinander“. 
Dem konnte sich der Hauptredner der 
Veranstaltung, Dietmar Schilff, an-
schließen. Der GdP-Landesvorsitzen-
de und stellvertretende Bundesvorsit-
zende beleuchtete den Wandel 
anhand von Beispielen wie der Ab-
schaffung des A11er-Erlasses und der 
Möglichkeit, Überstunden jetzt mit 
Freizeit abgelten zu können. Er un-
terstrich die positive Entwicklung für 
die Polizei des Landes Niedersach-
sen. Die GdP, so Schilff, könne große 
Erfolge vorweisen. Mithilfe der Poli-
tik wolle man diesen Weg erfolgrei-
cher Arbeit für alle Beschäftigten 
weiter beschreiten. Dazu gehörten 
auch Forderungen wie die gerechte 
Bezahlung von Polizeiverwaltungs-
beamtinnen und -beamten und den 
Tarifbeschäftigten. Auch die Ruhe-
ständler dürften nicht außen vor ge-
lassen werden. 

Abschließend wurden die Jubilare 
geehrt: für 50 Jahre GdP-Zugehörig-
keit: Peter Dittmer und Friedrich 
Wilhelm Hillemann, für 40 Jahre: 
Dieter Endler, für 25 Jahre: Stephan 
Bartels, Ortwin Beck und Guido 
Schwarze. 

Sabine Prilop

Lehrgangstreffen der 2. Lehrhundertschaft, 29. GL (1. 10. 1964 
– 30. 9. 1965) der LPSN Hann. Münden

Alle Kollegen der 2. LHu sind herzlich eingeladen zum Grund-
lehrgangstreffen am 31. 10. 2014. Die Zusammenkunft zum 50-jäh-
rigen Jubiläum findet statt im Hotel Hennies, 30916 Altwarmbü-
chen, Hannoversche Str. 40.

Anfragen sind an Willy Gerking, Tel. 0 52 83/4 50 oder Fritz 
Pape, Tel. 0 52 81/75 51, zu richten. Selbstverständlich sind auch 
die Kollegen der ehem. 1. Lehrhundertschaft zur Teilnahme einge-
laden, sofern ein Interesse besteht.� Willy Gerking 

Suche zwecks Länderwechsel für sofort einen Tauschpartner 
aus Niedersachsen, der sich nach Bremen versetzen lassen möch-
te. Bin selbst als PK (A 9) bei der Schutzpolizei tätig. Weitere De-
tails per Mail oder Telefon.

Kontaktaufnahme bitte über: ycelikqgmx.de

TAUSCHPARTNERGESUCHT

Die Bezirksgruppe Hannover veranstaltet ihre traditionelle Jah-
resbegegnung am 16. Januar 2014 ab 17 Uhr in der Kantine der 
Polizeidirektion Hannover (Waterloostr. 9). Alle GdP-Mitglieder 
sind herzlich eingeladen.

EINLADUNG BG HANNOVER 


